Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3778 


22 . 12 . 88 


Sachgebiet 80 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Hoss und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 73744 — 


Unterschiedliche Berechnung der Kündigungsfristen für Arbeiter und Angestellte 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, Vogt, hat mit Schreiben vom 21. De- 
zember 1988 - lll a 5 - A2I2 - namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wann beabsichtigt die Bundesregierung dem Gesetzgebungsauftrag 
des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1982 nachzukom- 
men? 


Eine Neuregelung der Berechnung der für die verlängerten Kün- 
digungsfristen maßgeblichen Beschäftigungsdauer ist im Refe- 
rentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsgerichts- 
gesetzes und anderer arbeitsrechthcher Vorschriften vorgesehen; 
dieser Entwurf ist den Geschäftsstellen der Bundestagsfraktionen 
mit Schreiben vom 2. September 1988 übersandt worden. Nach- 
dem Länder und Verbände angehört worden sind, soll der Ent- 
wurf in den ersten Monaten des Jahres 1989 dem Kabinett zur Be- 
schlußfassung zugeleitet werden. 


2. Wird die Bundesregierung bei einer gesetzhchen Neuregelung die 
Altersvoraussetzung für die Berechnung längerer Kündigungsfristen 
ersatzlos streichen und ausschließhch auf die Dauer der Betriebszu- 
gehörigkeit abstellen? 


Im Referentenentvmrf ist eine Streichung der Altersgrenze nicht 
vorgesehen. Bei der Berechnung der für die verlängerten Kündi- 
gungsfristen maßgebhchen Beschäftigungsdauer sollen auch zu- 
künftig nicht sämtliche Beschäftigungszeiten berücksichtigt wer- 
den, sondern nur solche, die - nunmehr einheitlich für Arbeiter 
und Angestellte - nach der Vollendung des 25. Lebensjahres zu- 
rückgelegt wurden. 
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3. Beabsichtigt die Bundesregierung weiter, die unterschiedliche 
Länge der Grundkündigungsfristen gesetzlich neu zu regeln, wenn 
ja, wie? 

4. Soll die unterschiedliche Länge der nach Dauer der Betriebszuge- 
hörigkeit verlängerten Kündigungsfristen für ältere Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen gesetzlich neu geregelt werden, wenn ja, 
wie? 


Die für Arbeiter und Angestellte unterschiedliche Ausgestaltung 
der Grundkündigungsfristen und der verlängerten Kündigungs- 
fristen wird zur Zeit in mehreren Verfahren vor dem Bundesver- 
fassungsgericht auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz hin 
überprüft (1 BvL 2/83; 1 BvL 48/83; 1 BvL 9/84; 1 BvL 10/84; 1 BvL 
3/85; 1 BvL 4/85). Wie bereits in der Begründung zu dem in der 
Antwort auf Frage 1 angesprochenen Referentenentwurf (Allge- 
meiner Teil; II) ausgeführt wird, soll in diesen Fällen zunächst die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts und damit die Klä- 
rung des verfassungsrechthchen Handlungsspielraums für den 
Gesetzgeber abgewartet werden. 
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